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D er klassische Liberalismus findet seine Grundgedankenim meist calvinistischen Pro-
testantismus. In besonders starkem
Masse gilt diese Vorprägung für die
breite Bevölkerung oder wenigstens
die Bildungselite in den Ländern
Westeuropas und Nordamerikas, in
denen sich klassisch-liberale Ideen in
Philosophie, Wirtschaft und Recht
während der Aufklärung zunächst
durchsetzten. Die Reformation hat
eine entscheidende Weiche in 
Richtung auf eine pluralistische Ge-
sellschaft gestellt, in der die Herr-
schaftsgewalt das Individuum in 
einer (weiten) persönlichen Sphäre
in Ruhe lässt. Auch die neuzeitliche
Demokratie-Idee, die nicht zuletzt
in calvinistischen Gemeindekonzep-
ten wurzelte, sowie der calvinistische
Widerstandskampf gegen religiöse




Die liberale westliche Demokratie ist
in vielen Punkten eine Ansammlung
protestantischer Säkularisate, doch
sie ist nicht mehr die Religion selbst.
Religion als kombinierte Instanz für
Sinnstiftung, Moral, sozialen Zu-
sammenhalt und psychologische
Deutung des Menschen: Dieses
«Phänomen» fast aller Gesellschaften
ist in Mitteleuropa mehr und mehr
Vergangenheit. Ungeachtet dessen
hat letztlich jeder Mensch auch in sä-
kularisierten Zeiten eine «Religio»,
also etwas, worauf wir beruhen, was




Die liberale Grundordnung wird von Kulturkonflikten
erschüttert. Es geht um die Grenzziehung zwischen 
Gerechtigkeit und gutem Leben. Deutsche Gerichte 
finden die Verpflichtung auf eine «Leitkultur» unhaltbar.
Gleich urteilt auch das Schweizerische Bundesgericht.
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konzert, jedes Fussballspiel erfüllt
die Formalmerkmale einer grossen
religiösen Feier – Verehrung von
Helden und Vorbildern, Singen,
Tanzen, ritualisierte Abläufe, opti-
sches Schauspiel. Dass «religiöse Fei-
er» eigentlich dies meint, vergisst
man als Europäer gern. In Europa
tritt die «reguläre» Religion nur noch
wenig in Erscheinung. Weltweit,
auch in westlichen Ländern wie den
USA, ist die Religion aber keinesfalls
auf dem Rückzug. Für Europa ist es
gleichwohl charakteristisch gewor-
den, dass der politische Raum einer




Vor diesem Hintergrund lässt sich
sagen: Der Kopftuchstreit ist zwar 
einerseits ein Konflikt zwischen un-
terschiedlichen weltanschaulichen
Lebenseinstellungen. Er ist anderer-
seits aber auch ein Konflikt zwi-
schen offen religiösen und «religiös-
säkularisierten» Weltsichten. Um die
so bezeichnete Problemlage im Ein-





nungen und Verfassungen zentrieren
sich um die Prinzipien Menschen-
würde und Unparteilichkeit. Diese
verkörpern das, was in der liberalen
Welt mit «Gerechtigkeit» (zum Bei-
spiel Artikel 1 Absatz 2 Grundgesetz
Deutschland) gemeint ist. «Warum
überhaupt Würde?», diese Frage be-
antworten liberale Verfassungen
nicht mehr. Die modern-liberale
Philosophie kann Würde und Un-
parteilichkeit mittlerweile auf eine
Weise fundieren, die die universale
Richtigkeit jener Basisprinzipien
und genau jenen Inhalt nachweist.
Dies gelingt, indem man zeigt, dass
diese beiden Prinzipien für den Men-
schen als Menschen bei Strafe des
Selbstwiderspruchs logisch unhin-
tergehbar sind und dass der zumin-
dest gelegentliche Vernunftgebrauch
in normativen Fragen vom Men-
schen als Menschen nicht «vermie-
den» werden kann. 
Rationale Herleitung von
Normen und Ordnungen
Zunächst bestreiten viele schlicht die
Möglichkeit rationaler normativer
Aussagen. Würde und Unparteilich-
keit seien «Setzungen» und damit
bestenfalls als relativistische Konzep-
te zu begreifen. Richtig sei nämlich
allein die Norm und allein die Ord-
nung einer Gesellschaft, die den rein
faktischen Präferenzen der Men-
schen oder den im jeweiligen sozia-
len Kontext gepflegten «Traditio-
nen» Grenzen setzen. Dass wir rein
faktisch diese oder jene Präferenzen
oder Traditionen in puncto Multi-
kulturalität haben mögen, kann man
empirisch sicherlich messen – aber
sind unsere Präferenzen schlicht we-
gen ihrer faktischen Existenz auch
richtig so?
Dagegen spricht: Warum sollten
die faktischen Präferenzen der Bür-
ger (sein) per se als richtig gelten (sol-
len)? Nächste Frage: Sollen nach die-
sen Massstäben dann zum Beispiel
auch mehrheitlich gewollte Diktatu-
ren als gerecht gelten? Und wessen
Präferenzen sind überhaupt ge-
meint: dürfen 50,1 Prozent einer
Gesellschaft beliebige Entscheidun-
gen treffen, oder 73,4 Prozent, oder
84,5 Prozent? Und wenn Mehrheit,
warum dann gerade diese? Entschei-
dend ist aber folgender Punkt: Die
Präferenztheorie der Gerechtigkeit
enthält einen Selbstwiderspruch.
Denn wer sagt, es gebe keine allge-
meinen normativen Sätze, und des-
halb müsse allgemein auf Präferen-
zen abgestellt werden, stellt selbst ei-
nen allgemeinen normativen Satz
auf. Die Aussage «alles ist relativ bei
Normen» widerlegt sich also selbst,
auch wenn viele Naturwissenschaft-
ler sie für besonders wissenschaftlich
halten.
Ich möchte daher anders ansetzen
und mit der folgenden kleinen Über-
legung zeigen, dass es rationale Nor-
men und Ordnungen gibt: In einer
pluralistischen Welt streiten die
Menschen über normative Fragen.
Selbst Fundamentalisten und Auto-
kraten tun dies. Wer aber mit Grün-
den streitet, also in normativen Fra-
gen Sätze wie «X ist richtig, weil Y»
formuliert, setzt zweierlei voraus:
dass normative Fragen überhaupt
mit Gründen und ergo objektiv und
nicht nur subjektiv-präferenzgesteu-
ert entschieden werden können –
und dass die möglichen Diskurs-
partner die gleiche unparteiische 
Achtung verdienen. Denn Gründe
sind egalitär und das Gegenteil von
Gewalt und Herabsetzung. Und sie
richten sich an Individuen mit 
geistiger Autonomie, denn ohne 
Autonomie kann man keine Gründe




Da sich nur die zwei letztgenannten
Prinzipien zwingend universal für 
alle Ordnungen des Zusammen-
lebens herleiten lassen, kommt man 
zu Konsequenzen, die für den Kopf-
tuchstreit wesentlichen sind: Kon-
sequenzen, die jede liberal-demokra-
tische Verfassung heute, richtig 
interpretiert, immer beinhalten sollte. 
Zunächst einmal geht es um die
Konsequenz, dass eine «gerechte»
Grundordnung auf maximaler glei-
cher Freiheit der Individuen beruhen
muss. Wir brauchen deshalb demo-
kratische und gewaltenteilige Insti-
tutionen. Diese können nur zustän-
dig sein für Konflikte zwischen 
verschiedenen Freiheiten und den
(bei der Freiheit logisch mitgedach-
ten) sehr zahlreichen Freiheitsvo-
raussetzungen wie Sozialstaatlichkeit
oder Bildung.
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Somit ist also einerseits die Mög-
lichkeit universaler, nicht-relativisti-
scher Gerechtigkeitsaussagen (also
die Möglichkeit objektiver Aussa-
gen über das richtige Zusammenle-
ben in allen Gesellschaften weltweit)
und andererseits ein bestimmter
grundlegender Inhalt universaler
Gerechtigkeit in die menschliche
Kommunikationspraxis zwingend
eingeschrieben. 
Nur die Freiheit ist 
Gegenstand der Politik
Vor diesem Hintergrund ergibt sich:
Eine gerechte Politik muss via Frei-
heit die Möglichkeit individuellen
Glücks garantieren, doch niemals
darf sie das gute Leben selbst regeln
– also persönliche Glückskonzepte,
Weltanschauungen oder Anstands-
vorstellungen. Indem der klassische
Liberalismus den Schutz von «Frei-
heit und Gemeinwohl» als Staatsauf-
gabe ansah, war dagegen nie wirklich
klar, was die Gerechtigkeit und was
das gute Leben ist. Die vorliegend
entwickelte Konzeption zeigt dage-
gen: Nur die Freiheit und ihre vielen
Voraussetzungen und förderlichen
Bedingungen sind begründbare und
universale Belange. Sie machen den
Bereich der Gerechtigkeit aus, alles
andere gehört zum guten Leben und
geht die Politik folglich nichts an.
Dagegen wäre ein beliebiges Bestim-
mungsrecht der demokratischen
Mehrheit auch im Bereich des guten
Lebens erstens ein Angriff auf die
Freiheit zugunsten letztlich im Aus-
gangspunkt dogmatischer, nicht all-
gemein begründbarer Belange. Und
zweitens fehlen einfach rationale
Massstäbe dafür, was ein «gutes Le-
ben» ist – und ob beispielsweise Gott
nun existiert oder nicht.
Darum – so lässt sich für multi-
kulturelle Konflikte schlussfolgern –
passt eine Leitkultur, die eine be-
stimmte Variante eines «guten Le-
bens» für alle vorgibt, genauso wenig
wie der postmoderne Relativismus
zum liberalen Staat. Es ist damit
nicht alles Privatsache, was man in
klassisch-liberaler Tradition dafür
hält – man darf aber auch nicht alles
regeln. Um ein Beispiel jenseits der
multikulturellen Konflikte zu geben:
Man darf also fragen, ob der klima-
schädliche Urlaubsflug gerecht ist –
aber nicht, ob Fliegen «Spass macht»,
ob «es mir dabei gut geht» und ob ich
«innerlich für Fortschritt bin». Auf
diese letzteren Fragen muss sich je-
der Mensch im Rahmen seines per-
sönlichen Konzepts von einem guten




All dies gilt auch für Kulturkonflik-
te mit Migrationshintergrund. Eine
Verpflichtung aller Bürger auf eine
«Leitkultur» mit Ordnung, Pünkt-
lichkeit, Anstand wäre unhaltbar.
Aber ebenso ein indifferenter multi-
kultureller Relativismus, wenn Mi-
granten ihre Töchter zwangsweise in
die Türkei verheiraten. Denn die Po-
litik muss Freiheit auch vor den Mit-
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auch ein «Elternrecht» eines Vaters
nichts, der zum Beispiel seine Toch-
ter gegen ihren Willen vom Sport-
unterricht befreien möchte: Denn
Erziehungsrechte der Eltern sind nur
eine Krücke der Freiheit, solange der
einzelne seine Entscheidungen noch
nicht voll überschauen kann. Wenn
ein Konzept eines guten Lebens die




Gerade Kontextualisten im obge-
nannten Sinne, etwa Muslime oder
traditionsbewusste Ostasiaten, wer-
den trotzdem nicht einverstanden
sein. Sie könnten sagen, die Freiheit
führe zum Zusammenbruch tradier-
ter wertvoller Lebensformen wie
zum Beispiel der eingespielten fami-
liären Rollenverteilung. Der Libera-
lismus bevorteile also doch be-
stimmte Lebensformen und mische
sich daher sehr wohl ins gute Leben
ein. Und in der Tat: Islamischen Kin-
dern, die von ihrem Vater streng 
reglementiert werden, könnte früher
oder später die Lust auf das enge
Korsett religiös-traditionell fundier-
ter Regeln vergehen, wenn sie nur
lange genug via Fernsehen ande-
re Lebensoptionen mitbekommen.
Doch kann im Geiste der Freiheit
eben jeder selbst über seinen Le-
bensstil entscheiden. Umgekehrt en-
deten schon kleinste Infragestellun-
gen der überlieferten Strukturen in
traditionellen Gesellschaften frühe-
rer Jahrhunderte nicht selten auf
dem Scheiterhaufen – und noch
heute bedrohen religiöse Extremis-
ten freie Geister im Iran und an-
dernorts mit dem Tod. Es spricht
nicht für eine Lehre und es spricht
auch nicht für gewisse Regierungen,
dass sie offenbar solche gewalttätigen
«Argumente» benötigen.
Religion taugt nicht als
Kompass im Pluralismus
Man könnte jetzt allerdings insistie-
ren und verlangen, dass die Gerech-
tigkeit von vornherein doch stärker
religiös gedacht werden müsste.
Selbst im heutigen Mitteleuropa
sieht man als Experten für Fragen
nach grundlegenden Werten oft im-
mer noch zuerst die Kirchen. Doch
mag Religion rein faktisch noch so
präsent wirken: Sie kann in einer
pluralistischen Welt nicht mehr der
gesellschaftlich-gerechtigkeitsbezo-
Religiöse Konflikte: Das Bundesgericht urteilt klar zuguns
D ie bisherige bundesgericht-liche Praxis zeigt: Die Schwei-
zer Rechtsprechung ist bei religi-
onsbedingten Konflikten in der
Lage, Lösungen anzubieten. Dies
ist nicht zuletzt im Hinblick auf die
hängige Volksinitiative gegen den
Bau von Minaretten (eingereicht
am 8. Juli 2008) von Bedeutung.
■ Minarett
Die Einwohnergemeinde Wangen
bei Olten erhob Anfang 2006 Be-
schwerde gegen den Bau eines 
Minaretts. Der Fall landete vor
Bundesgericht, dass sich mit Urteil
vom 4. Juli 2007 (1P.26/2007) erst-
mals mit diesem Thema zu be-
schäftigen hatte. Verglichen mit
der öffentlichen Polemik rund um
das Verfahren erwies sich der Ent-
scheid als unspektakulär. Der Bau
eines Minaretts sei zulässig, 
sofern die entsprechenden Bau-
vorschriften (insbesondere die Zo-
nenkonformität) eingehalten wer-
den. Damit gelten auch für Sakral-
bauten die gleichen Regeln (und
Einschränkungen) wie für andere
Bauvorhaben, was im Sinne des
Willkürverbots, der Rechtsgleich-
heit sowie der Glaubens- und Ge-
wissensfreiheit nicht zuletzt auch
von anderen Religionsgemein-
schaften zu begrüssen ist. Dem
Bau eines bloss symbolischen Mi-
naretts in Zonen für öffentliche
Bauten, Gewerbezonen sowie ge-
mischten Zonen dürfte denn auch
planungsrechtlich wenig entge-
genstehen. So wurde das Wange-
ner Minarett im Januar 2009 auf
dem Dach der bereits als Moschee
genutzten Liegenschaft montiert. 
■ Kopftuch
2008 bekräftigte das Bundesge-
richt in BGE 134 I 49 (Kopftuch I)
sowie BGE 134 I 56 (Kopftuch II),
dass religiös bedingte Beklei-
dungsvorschriften wie das Tragen
eines Kopftuches vom Schutz der
Glaubens- und Gewissensfreiheit
erfasst werden. Dabei hielt das
Bundesgericht fest, dass nicht ge-
sagt werden könne, dass das Tra-
gen des Kopftuches in allgemein
erkennbarer Weise eine Unterwer-
fung der Frau unter den Mann und
eine Herabminderung von Frauen Muslime in der Schweiz: Mit 350 000 Angehörigen die drittgrösste G
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für richtig und falsch sein. Religiöse
Moral beruht auf Annahmen, die
man glauben, aber nicht wissen
kann. Die hinter dem modernen
Recht stehende universalistische
Moralphilosophie (Kant, Rawls, 
Habermas) ist zwar in Teilen Erbin
der Religion. Sie verzichtet aber auf
unbelegbare (übrigens auch unwi-
derlegbare) metaphysische Hinter-
grundannahmen. Und sie kann uni-
versale moralische Grundprinzipien
wie Freiheit und Demokratie besser
begründen als ein religiöses System.
Freiheit als Richtschnur
zur Konfliktlösung
Dennoch sind Kulturkonflikte mit
Migrationshintergrund gerade in
letzter Zeit hochkontrovers. Auf der
einen Seite protestierten Muslime
gegen Mohammed-Karikaturen und
mohammed-kritische Papst-Äusse-
rungen, auf der anderen Seite wurde
in vielen Ländern Europas darunter
auch der Schweiz und Deutschland
über Gesinnungstests zur Einbürge-
rung von Muslimen oder über Leh-
rerinnen mit Kopftüchern debat-
tiert; in Frankreich hat man das 
Tragen religiöser Symbole sogar
Schülerinnen und Schülern unter-
sagt. Eine laizistische Totalverban-
nung aller weltanschaulichen Sym-
bole aus dem öffentlichen Raum
wäre jedoch zweifelhaft. Weil die
Freiheit eben die Richtschnur für die
Lösung sozialer Konflikte ist, dürfen
verschiedene Arten des guten Lebens
nebeneinander existieren, sofern sie
sich nicht ernstlich behindern. Aus-
serdem haben wir alle notwendiger-
weise eine Weltanschauung. Auch
das Tragen von freizügiger Kleidung
oder Jogginganzügen beim Bäcker
drückt letztlich ein persönliches
Glücksideal aus. Oder wie wäre es
mit einem Lehrer, der in Trikots be-
kannter Fussballer zum Unterricht
erscheint und sich auch sonst als 
deren fanatischer Anhänger zu er-
kennen gibt? In den privaten Raum
verbannen kann man solche Symbo-
le nicht. 
Jeder soll tragen, was er
will, keiner, was er muss
Darum muss die Politik Konzepte
des guten Lebens nicht etwa un-
sichtbar machen, sondern nebenei-
nander bestehen lassen – sofern nicht
die Freiheit der Mitmenschen ein-
deutig betroffen ist, zum Beispiel
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R E L I G I O N S S T R E I T
eilt klar zugunsten der Glaubensfreiheit
zum Ausdruck bringe. Die Befol-
gung dieser Regel könne auf 
eigenständigem Entschluss der
Frau selbst beruhen, ohne dass
damit eine Haltung der Unterwer-
fung ausgedrückt werde. Das Tra-
gen eines Kopftuches könne le-
diglich als Indiz für eine mangeln-
de Integration mitberücksichtigt
werden, wenn aufgrund der kon-
kreten Umstände eine Haltung
ausgedrückt werde, die mit den
grundlegenden rechtsstaatlichen
und demokratischen Wertvorstel-
lungen im Widerspruch stehe. 
Mit seinen beiden Urteilen er-
teilte das Bundesgericht dem
Trend eine Absage, in religiöse
Symbole vorschnell zusätzliche,
nicht zuletzt auch politische In-
halte hineinzuinterpretieren.
Bereits 1997 äusserte sich das
Bundesgericht (BGE 123 I 296) zur
Frage des Tragens des Kopftuches
einer Lehrperson im Schulunter-
richt. Es stellte fest, dass das Ver-
halten der Beschwerdeführerin ge-
eignet sei, Reaktionen, eventuell
gar Konfrontationen, auszulösen,
die es zu vermeiden gelte. Es er-
achtete das Verbot des Kopftuch-
tragens als verhältnismässig und
verneinte eine Verletzung der
Glaubens- und Gewissensfreiheit.
Dieses Urteil rief in der Lehre zu-
meist kritische Reaktionen hervor.
Es muss jedoch vor dem Hinter-
grund der besonderen Situation
im Kanton Genf betrachtet werden
und kann daher nicht als Ausdruck
eines prinzipiellen «Verfassungs-
grundsatzes» des Laizismus in der
Schweiz verstanden werden. Die
Schweizer Definition des Neutrali-
tätsgebots schliesst vielmehr eine
antireligiöse Haltung sowie einen
kämpferischen, irreligiösen Laizis-
mus explizit aus. Sofern nicht kon-
krete Anzeichen vorliegen, dass re-
ligiöse Symbole oder das konkre-
te Verhalten der Lehrkraft zu Kon-
flikten führen, erscheint ein Prä-
ventivverbot von religiösen Sym-
bolen unverhältnismässig.
Alexander Schaer
Eine Zusammenstellung von Schweizer
Entscheiden findet sich unter 
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wenn eine Lehrerin die Schülerinnen
zum Tragen eines Kopftuches
drängt. Dann darf der nicht-relati-
vistische liberale Staat die Lehrerin
genau daran hindern. Nicht hindern
darf man sie dagegen am Tragen ih-
res Kopftuches. Auch die Mehrheit
hat kein weitergehendes Bestim-
mungsrecht, auch wenn gängige ju-
ristische Ansichten das übergehen.
Man sage jetzt nicht, ein Kopftuch
wirke intensiver als ein anderes Klei-
dungsstück: So dürften zum Beispiel
Sportabzeichen oder kurze Röcke –
die ja in der Sicht eines Muslims
auch eine Weltanschauung verraten,
nämlich eine emanzipierte – die
Schüler eher stärker als Kopftücher
beschäftigen. Im Übrigen wird man
meist auf höchst unterschiedliche
Lehrer treffen. 
Wer jetzt den «autoritären Cha-
rakter» des Kopftuchs anführt, sagt
nicht nur etwas Zweifelhaftes, son-
dern lässt sich zudem in den Streit
der Weltanschauungen hineinzie-
hen. Doch gerade aus dem hat sich
eine liberal-neutrale Verfassung he-
rauszuhalten. Speziell das Sport-
trikotbeispiel kann man auch nicht
einfach abtun. Ganz allgemein kann
man sagen, dass in modernen Ge-
sellschaften die Popkultur und der
Sport gewissermassen die Rolle über-




Und selbst wenn der Staat vereinzelt
einmal eine bestimmte Kleidung un-
tersagen könnte, weil sie in ihrer In-
tensität als freiheitsbeeinträchtigend
anzusehen ist (so würde eine nackt
erscheinende Lehrerin voraussicht-
lich zum Zusammenbruch des
Schulunterrichts – Freiheitsvoraus-
setzung – führen), dann muss er dies
jedenfalls gleichberechtigt für alle
Weltanschauungen tun; andernfalls
ist er nicht mehr weltanschaulich
neutral. Ungeachtet all dessen darf
jede Art von Religion in der Schule
deskriptiv erwähnt werden. Unzuläs-
sig ist es dagegen, Kindern im nor-
mativ-auffordernden Sinne christli-
che Werte zu «vermitteln». Denn der
liberale Staat hat keine religiösen
Werte des guten Lebens zu vermit-
teln, sondern nur liberale Gerechtig-
keitsprinzipien. Ob sich diese Prin-
zipien faktisch mit christlichen Prin-
zipien decken (was nur zum Teil
stimmt), ist dafür völlig unerheblich. 
Autonome und freie
Selbstentfaltung
Man kann sich bei alledem wundern,
warum der Streit über «das Kopf-
tuch» etwa in Deutschland derart
heftig geführt wird. Doch letztlich ist
dies nicht verwunderlich. Religion
und ihre säkularen Nachfolger ste-
hen funktional betrachtet für eine
Orientierung im Leben, für Sinn
und eine gewisse «Sicherheit». Dem-
entsprechend werden hier Kontro-
versen besonders heftig ausgetragen. 
Das hier dargelegte Freiheitskon-
zept ist das Modell einer autonomen
und freien Selbstentfaltung, das es 
jedem Menschen ermöglichen
möchte, auf seine Weise glücklich 
zu werden. Liberale Gesellschaften
und somit auch die europäische Ver-
fassungsordnung haben indes nicht
nur eine normative Begründung. Sie
haben auch so etwas wie faktische
Entstehungs- und Bestandsvoraus-
setzungen. Liberale Ordnungen und
eine freiheitliche Weltgesellschaft,
die nicht mehr zur ethnischen und
kulturellen Homogenität zurück-
kann, sind nur überlebensfähig,
wenn eine grosse Zahl von Men-
schen bereit ist, diese Pluralität aus-
zuhalten und eine innere Bejahung
der Autonomie zu entwickeln. Doch
erzwingen kann der freiheitliche
Staat diese Toleranz als innere Ein-
stellung höchstens mit Mitteln, die
genau das zerstören würden, was ihn
ausmacht: seine Freiheitlichkeit.
Eine gute Verfassung konstituiert
und integriert die Gesellschaft, sie le-
gitimiert und begrenzt die Politik. 
Momentan dominiert dagegen ein
postmodernes Freiheitsverständnis,
welches die Freiheit im Verein mit
dem Wirtschaftsliberalismus zur
Wildwestfreiheit degeneriert. Doch
die wohlfeile Forderung, der Jugend
wieder «kulturelle Werte zu vermit-
teln», wird hiergegen nicht helfen,
sondern verkörpert einfach nur die
andere Seite der doppelten Freiheits-
gefährdung («wirtschaftsliberal und
postmoderne Freiheitshypostasie-
rung versus paternalistische Frei-
heitsbeschränkung»). 
Solche Ansätze sind letztlich un-
taugliche Versuche, in einer beunru-
higend «unsicheren» globalisierten
Welt künstliche Anker durch Dog-
matisierung umfassender Annah-
men zu werfen. 
Demgegenüber haben liberale Ge-
sellschaften in Jahrhunderten erbit-
terter Kämpfe gelernt, dass die «Lie-
be zur Freiheit» nicht erzwungen
werden kann. Doch genau dadurch
macht die liberale Gerechtigkeit sie
möglich.
*Felix Ekardt lehrt an der Universität 
Rostock deutsches und europäisches Verfas-
sungs- und Umweltrecht sowie Gerechtig-
keits- und Steuerungstheorie. 
Der Text ist eine gekürzte Version aus 
Sabine Berghahn / Petra  Rostock (Hrsg.): 
Der Stoff aus dem die Konflikte sind. Debat-
ten um das Kopftuch in Deutschland, Öster-
reich und der Schweiz, Bielefeld 2009. 
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